
 

 

Leitsätze zur Umsetzung des Bauturbos der Marktstadt Waldbröl 

 

1. Das Vorhaben ist bereits erschlossen und benötigt keine noch zu errichtende 
öffentliche Erschließung 
Im unbeplanten Innenbereich (§ 34 Abs. 1 BauGB), im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) sowie im Außenbereich (§ 35 Abs. 1 und Abs. 2 
BauGB) ist eine gesicherte Erschließung als Voraussetzung zur Zulassung eines 
Vorhabens geregelt. Durch die Änderungen des Baugesetzbuches bleibt das Erfordernis 
einer gesicherten Erschließung unberührt. Damit der Marktstadt Waldbröl bei der 
Anwendung des „Bauturbos“ keine zusätzlichen Kosten im Rahmen notwendiger 
Erschließungsmaßnahmen entstehen, muss die Erschließung in ausreichendem Maße 
vorhanden und funktionsfähig sein. 
 

2. Für städtebaulich komplexe Vorhaben mit konkurrierenden öffentlichen und 
privaten Interessen werden grundsätzlich Planverfahren durchgeführt 
Für komplexe Vorhaben, die mit konkurrierenden öffentlichen und privaten Interessen 
einhergehen, wird für die Marktstadt Waldbröl weiterhin eine Bauleitplanung vorgesehen. 
Dabei handelt es sich um ein bewährtes Verfahren, welches die notwendige 
Rechtssicherheit bietet. Die mit der Änderung neu geschaffenen 
Abweichungsmöglichkeiten betreffen nur das BauGB sowie die Baunutzungsverordnung 
(BauNVO), nicht jedoch das Fachrecht (Baurecht, Immissionsschutz, Wasserrecht, 
Bodenschutz, Artenschutz, Denkmalschutz…), welches weiterhin zu beachten ist. Im 
Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, kann insbesondere eine 
Ermittlung und Abarbeitung der fachrechtlichen Vorgaben erfolgen, die einen 
sachgerechten Interessenausgleich ermöglicht. 
 

3. Keine Zulassung von der Abweichung der Art der baulichen Nutzung. Insbesondere 
keine Anwendung in faktischen oder festgesetzten Gewerbe- und Industriegebieten 
Neben der Beachtung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung sind ebenfalls die Belange 
der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen 
Versorgung der Bevölkerung einschließlich ihrer Bestands- und Entwicklungsinteressen 
bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen. Wertvolle Gewerbe- und 
Industrieflächen stehen der Marktstadt Waldbröl nur in begrenztem Umfang zur Verfügung 
und sind ihrer eigentlichen Zweckbestimmung zuzuführen. Zum Schutz der Wirtschaft wird 
daher, insbesondere in Gewerbe- oder Industriegebieten, die Zulassung einer allgemeinen 
Wohnnutzung ausgeschlossen. Ebenfalls ausgeschlossen ist die Abweichung von der Art 
der baulichen Nutzung in anderen Gebietskulissen. Mit dem Leitsatz werden Nutzungs- 
und Immissionskonflikten vorgebeugt und der Gebietscharakter des jeweiligen Gebietes 
der Markstadt Waldbröl gewahrt. 

 
4. Berücksichtigung der Orientierungswerte für die Bestimmung des Maßes der 

baulichen Nutzung nach § 17 BauNVO im Geltungsbereich von Bebauungsplänen 
und Satzungen mit entsprechenden Festsetzungen  
Die Berücksichtigung der Orientierungswerte nach § 17 BauNVO ermöglicht der  
Marktstadt Waldbröl die Anpassung an aktuelle Richtwerte und eröffnet die  



Möglichkeit der Nachverdichtung ohne Durchführung einer Bauleitplanung. 
 

5. Berücksichtigung des Ausmaßes der Vorbildwirkung bei der Entscheidungsfindung 
Das Ausmaß der Vorbildwirkung ist bei der Anwendung des „Bauturbos“ umfassend  
zu ermitteln und zu beachten. Hierbei ist insbesondere der Gleichheitssatz nach Art.  
3 GG zu berücksichtigen. Die Marktstadt Waldbröl strebt eine großzügige Anwendung bei 
Bauvorhaben an, die eine begrenzte Vorbildwirkung zur Folge haben. Das städtebaulich 
verträgliche Maß muss, bei Ausnutzung aller Vorteile, immer gewahrt bleiben. 

 
6. Zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden und zur Minimierung der 

zusätzlichen Bodenversieglung wird die Zustimmung auf Vorhaben im Innenbereich 
begrenzt.  
Der Leitsatz folgt dem Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“. Die 
Anwendung des „Bauturbos“ durch die Marktstadt Waldbröl soll sich auf die Nutzung  
des vorhandenen Potentials zur Wohnraumschaffung im Innenbereich beschränken.  
Vorhaben im planungsrechtlichen Außenbereich sollen nur durch eine gezielt gesteuerte 
Bauleitplanung einer Bebauung zugänglich gemacht werden. Unter anderem sollen die 
Vermeidung einer unkontrollierbaren Zersiedelung des Außenbereiches (unter Beachtung 
der Vorbildwirkung und des Gleichheitssatzes nach Art. 3 GG), die Vermeidung weiterer 
Infrastrukturkosten, der Schutz der Landschaft, der Erhalt landwirtschaftlicher Flächen und 
die Bewahrung der Außenbereichsflächen für die privilegierten Nutzungen so 
gewährleistet werden. 

 
7. Erweiterung muss städtebaulich und ortsspezifisch verträglich sein  

Die Markstadt Waldbröl strebt eine großzügige Handhabung des „Bauturbos“ in den 
Siedlungsschwerpunkten Waldbröl Innenstadt und Hermesdorf an. Diese Bereiche sind 
aufgrund ihrer strukturellen Ausstattung und ihrer Funktionsdichte (Wohnen, Freizeit, 
Arbeiten, Kultur, Versorgung…) besonders für eine Nachverdichtung geeignet. 
Verschiedene maßstabsbildende Bebauungsstrukturen prägen bereits das Stadtbild und 
geben einen städtebaulichen Rahmen vor, in dem eine großzügige Anwendung des 
„Bauturbos“ zum Tragen kommen kann. Die Außenortschaften sind meist durch eine 
kleinteiligere Bebauung geprägt, die es im Grundsatz zu erhalten gilt. Hier ist im 
Besonderen auf jeweils ortspezifisch, städtebaulich verträgliche Lösungen zu achten, die 
die Verhältnismäßigkeit wahren. 

 
8. Kann eine Zustimmung nach § 36a BauGB innerhalb der vorgesehenen fristen 

inhaltlich nicht rechtzeitig erteilt werden, ist die Verwaltung in diesen Fällen 
berechtigt, die Zustimmung zu versagen.  
Durch die Regelung soll der Marktstadt Waldbröl, die Möglichkeit gegeben werden,  
den Eintritt der Zustimmungsfiktion zu vermeiden. 

 
9. Abschluss eines städtebaulichen Vertrages 

Die Marktstadt Waldbröl beabsichtigt ihre Zustimmung gemäß § 36a Abs. 1 Satz 3  
BauGB an den Abschluss eines städtebaulichen Vertrages zu knüpfen. Die  
Vertragsinhalte sollen folgende Inhalte umfassen:   
•           Stellplatzanzahl von 1,5 pro Wohneinheit    
•           Bauverpflichtung (Baubeginn ein Jahr nach Erhalt der Baugenehmigung)  
•           Berücksichtigung Klimaschutz: flächensparende Bauweise, Reduzierung  



 Zuwegung auf ein notwendiges Maß, Pflanzen von Bäumen, infiltrationsfähige  
Oberflächenbefestigungen Stellplätze, Zufahrten und Nebenflächen, Gründächer  
bei Flachdachausführung  

•           Übernahme der Plankosten, die zur Beurteilung erforderlich sind   
•           Einzelfallbezogene Bedingungen (z.B. Gestaltung, Erschließung, öffentlich  

geförderter Wohnraum, etc.)   
 
Durch den Abschluss des städtebaulichen Vertrages werden die städtebaulichen  
Anforderungen sowie die Zielvorstellungen der Marktstadt Waldbröl sichergestellt.   
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